
STANDPUN KTE DER FRAKTIO NEN Zu wenig schwerbehinderte Beschäftigte an Schulen und Hochschulen - was ist zu tun? 


„Nichtalle Bereiche eignen sich „Inklusive Kompetenzen in der ,,Arbeitsschutzbestimmungen „Klima der Sicherheit und 
gleich gut für die Inklusion" Lehrerausbildung verankern" sind kontraproduktiv" Akzeptanz schaffen" 

Von 

Thomas Goppel (CSU) 


Für diese Wahlperiode ist die Inklusion von behin­
derten und schwerbehinderten Menschen in Schule, 
Ausbildung und Beruf und ihre Teilhabe am gesell­
schaftlichen Leben Kernanliegen des Landtags und 
der Staatsregierung. Das Ziel hat Ministerpräsident 
Seehofer in seiner Regierungserklärung 2013 vorge­
geben: Bayern bis 2023 im gesamten öffentlichen 
Raum und öffentlichen Personennahverkehr kom­
plett barrierefrei zu machen. Dabei soll Barrierefrei· 
heil vorrangig auf drei Handlungsfeldern verwirk· 
licht werden: bei Mobilität, Bildung und in staatli · 
chen Gebäuden. Dafür stehen 2015 und 2016 knapp 
200 Millionen Euro bereit. 

Die Personalstellen im Freistaat sind angehalten, 
Behinderte einzustellen, wenn das der Betriebsab­
lauf zulässt. Über die diesbezüglichen Fortschritte 
berichtet das Finanzministerium jährlich. Dass der 
Anteil schwerbehinderter Beschäftigter beim Frei­
staat Bayern sich seit 1997 von etwa 3,8 Prozent auf 
rund 5,7 Prozent deutlich erhöht hat, ist ein beacht­
licher Erfolg. 

Weon Schulen und Hochschulen hier eine deutlich 
niedrigere Quote erreichen, so hängt das nicht zu· 
letzt damit zusammen, dass sich nicht alle Bereiche 
des öffentlichen Dienstes gleichermaßen als Arbeits­
feld für Schwerbehinderte eignen. Die Quote von 3,9 
Prozent im Bereich Wissenschaft beruht aber auch 
auf der Tatsache, dass die Universitätskliniken 2006 
rechtlich verselbstständigt wurden. Dass dort beson­
dere Maßstäbe anzulegen sind, wird niemand ernst­
haft bezweifeln wollen. Niemand würde verstehen, 
wenn das Thema Unversehrtheit im Umgang mit den 
anvertrauten Patienten nicht höchsten Ansprüchen 
genügte. Im Hochschulbereich achtet der Ausschuss 
für Wissenschaft und Kunst sorgsam auf die Umset­
zung des Ziels einer „lnklusiven Hochschule" in Stu· 
dium, Lehre und Hochschulorganisation. 

Das Staatsministerium für Bildung und Wissen · 
schaft erstellt alle zwei Jahre einen Ampelbericht. 
Dort legen alle Hochschulen in Bayern ihre Bemü­
hungen zur Inklusion dar. Die CSU-Fraktion wird 
die Staatsregierung auch künftig parlamentarisch 
konstruktiv und kritisch begleiten: Denn Inklusion 
soll ein Markenzeichen Bayerns sein. 

Von 

Ruth Waidmann (SPD) 


Inklusion heißt, dass Menschen mit Behinderung ein 
Anrecht auf ein gleichberechtigtes Leben und volle 
Teilhabe in Schulen und Berufswelt haben. Das setzt 
voraus, dass behinderte und nichtbehinderte Heran­
wachsende gemeinsam lernen und als Erwachsene in 
die Arbeitswelt integriert werden. Den Lehrkräften 
und dem wissenschaftlichen Personal kommt dabei 
eine besondere Bedeutung zu. 

Der diesjährige Schwerbehindertenbericht zeigt im 
Bereich der Beschäftigung an den Hochschulen kaum 
eine Veränderung im Vergleich zu 2010, obwohl die 
Inklusion zu einem der wichtigsten Themen der baye­
rischen Bildungspolitik gemacht wurde. Die Staats· 
regierung kann ihre selbst gesteckten Ziele nicht um­
setzen. Die Behindertenbeauftragte Irmgard ßadura 
hat schon 2010 angemahnt, dass insbesondere Bil­
dungs- und Wissenschaftsbereich erheblichen Nach­
holbedarf haben. Dort sank die Beschäftigungsquote 
2013 um 0,55 Prozent auf insgesamt 3,91 Prozent ­
und das bei ansonsten steigenden Beschäftigungszah­
len und einer boomenden Wirtschaft. 

Wenn Minister Spaenle dies mit dem geringen An­
teil an. Schwerbehinderten mit Hochschulabschluss 
erklärt, zeigt das, dass dringend etwas an derSituation 
an den Hochschulen verändert werden muss: Hier 
beißt sich die Katze in den Schwanz, es wird eio Ver­
säumnis mit dem anderen begründet! Laut Aussagen 
des Wissenschaftsministeriums hat nicht einmal die 
Hälfte der bayerischen Hochschulen einen barriere­
freien Zugang oder kann eine barrierefreie Teilnahme 
an Lehr- und Hochschulveranstaltungen anbieten. 
Vieles hängt.darüber hinaus nicht nurmit physischen, 
sondern mit mentalen Barrieren zusammen. Es ist 
notwendig, inklusive Kompetenzen in der Lehreraus­
bildung zu verankern und Beratungsangebote auszu­
bauen. Wichtig wären besondere Vermittlungsstellen 
und Fachleute, die die Bewerber persönlich kennen 
und mit diesem Hintergrundwissen an Stellen vermit· 
tcln, in denen sie erfolgreich tätig sein können. 

Die Institutionen haben sich an die Bedürfnisse 
von Menschen mit Behinderungen anzupassen, 
nicht umgekehrt. Und wer, wenn nicht der Staat mit 
seinen Lehranstalten , muss hier eine Vorreiterrolle 
einnehmen? 

Von 
Günther Felbinger (FW) 

Immer mehr Schwerbehinderte sind arbeitslos, sie 
profitieren nur wenig vom Wirtschaftsaufschwung. 
Hatte sich die Zahl der Erwerbslosen zwischen 2013 
und 2014 um 1,8 Prozent verringert, so stieg die Quo­
te bei den Schwerbehinderten laut Arbeitsagentur im 
gleichen Zeitraum um 1,4 Prozent. 

Auch im Bereich von Schulen und Hochschulen 
sieht es nicht gut aus: Der Bericht über die Beschäf­
tigun,g schwerbehinderter Menschen beim Freistaat 
bringt in diesen Ressorts alljährlich eine eklatante 
Missachtung der Beschäftigungsquote schwerbehin· 
derter Menschen an den Tag. ll:otz gebetsmühlenar­
tiger Versprechen der Staatsregierung und vager Be· 
mühungen der zuständigen Ressorts um Verbesserun­
gen: Die Pflichtquote wird nicht erfüllt. Seit drei Jah· 
ren sind die Beschäftigtenzahlen Schwerbehinderter 
an Schulen und Hochschulen sogar rückläufig. 

Da stellt sieb mir die Frage, was in anderen Res­
sortbereichen der Staatsregierung - Soziales, Finan­
zen oder gar in der Staatskanzlei - besser funktio­
niert. Warum werden dort zweistellige Schwerbehin­
dertenbeschäftigungsquoten erreicht? Wir Freie 
Wähler sind der Auffassung, dass es nicht ausreicht, 
Flyer zu entwickeln und diese in Lehrerzimmern 
oder Hochschulen auszulegen - die Verantwortli· 
chen .müssen endlich pro-aktiv tätig werden. Viel zu 
spät hat das Bildungsministerium beispielsweise die 
Integrationsvereinbarungen mit den staatlichen 
Schulämtern und den verschiedenen Schularten er­
lassen. Noch weniger haben sie die Rahmenbedin­
gungen für Schwerbehinderte mit Leben erfüllt. 

Solange es noch den Kampf eines einzigen 
schwerbehinderten Lehrers um adäquate Anschaf­
fung von Hilfs- und Unterstützungsmitteln sowie 
entsprechenden Arbeitsräumen gibt, fehlt der An· 
reiz, sich diesem anspruchsvollen Job auch bei Vor­
liegen einer Behinderung zu stellen. Außerdem sind 
die nicht ausreichend geregelten Arbeitsschutzbe· 
stimmungen des Freistaates für Lehrkräfte an Schu· 
len und Hochschulen kontraproduktiv. Schwerbe­
hinderten an Schulen und Hochschulen sollte eine 
Willkornmenskultur entgegengebracht werden - das 
aber erfordert eine neue Mentalität und ein ehrli­
ches Umdenken. 

Von 
Verena Osgyan (Grüne) 

Wie in den Vorjahren auch hat der Freistaat Bayern im 
Jahr 2013 mit einer ressortübergreifenden durch­
schnittlichen Beschäftigungsquote von 5,73 Prozent 
die vorgegebene Quote für die Beschäftigung von 
Schwerbehinderten erfüllt. Bei genauerem Hinschau­
en sieht es aber schon nicht mehr so perfekt aus. Er­
neut sind die Einzelquoten der so genannten Zu­
kunftsressorts mit 3,91 Prozent im Bereich Wissen­
schaft und 4,34 Prozent im Ressort Kultus zu niedrig. 

Bereits im Mai 2014 hatten wir mit einem Antrag zur 
Umsetzung von Inklusion in Studium, Lehre und 
Hochschulorganisation auf die schon damals beste· 
henden Missstände hingewiesen. Dennoch lässt der 
aktuelle Bericht der Staatsregierung nicht darauf 
schließen, dass es Verbesserungen gegeben hätte. Den 
geringen und im Jahresvergleich teils sogar abneh­
menden Prozentzahlen der Ressorts Kultus und Wis­
senschaftstehen Werte von über zwölf oder 13 Prozent 
in anderen Ressorts gegenüber. 

Es mag strukturelle Be.sonderheiten an Schulen und 
im Wissenschaftsbereich gegenüber Verwaltungsbe­
rufen im öffentlichen Dienst geben. Es mangelt aber 
offenbar am Willen, darauf einzugehen oder daran et­
was zu ändern. Der Freistaat muss durch konsequen· 
tes Handeln das bestehende hohe Niveau mindestens 
aufrechterhalten, um als Vorbild voranzugehen und 
schwerbehinderten Menschen gesellschaftliche Teil· 
habe zu ermöglichen. 

Wie kann das gehen? Inklusion mussauch in Bayern 
endlich konsequent verwirklicht werden. Das ist die 
Grundlage, um Schwerbehinderten überhaupt die 
Möglichkeit zu geben, eine wissenschaftliche Ausbil­
dung zu absolvieren und/oder sich für das Lehramt 
ausbilden zu lassen. Offensichtlich besteht anSchulen 
und Hochschulen ein besonders hoher Nacb.holbe­
darf. 

Ein weiteres Problem stellt die hohe Dunkelziffer 
bezüglich schwerbehinderter Beschäftigter dar. Viele 
Menschen vermeiden es - aus Angst vor negativen 
Konsequenzen in Bewerbungsgesprächen-, von ihrer 
individuellen Lebenssituation zu berichten. Hier 
muss für ein Klima derSicherheit und Akzeptanz ge­
sorgt und müssen Schwerbehinderteermutigtwerden, 
sich auch in Bildung und Wissenschaft zu bewerben. 


